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A b d r u c k 

Niederschrift 
über die öffentliche Sitzung des Kreisausschusses 

von Montag, den 02.02.2015, 
im großen Sitzungssaal des Landratsamtes Miltenberg 

 
Beginn der Sitzung:   14:00 Uhr 
Ende der Sitzung:  16:30 Uhr 

 

 
 

Den Vorsitz führte Herr Landrat Jens Marco Scherf. 
 
Anwesend waren: 

Ausschussmitglieder 

Herr Dr. Hans Jürgen Fahn  
Herr Dietmar Fieger  
Herr Dr. Heinz Kaiser  
Herr Thomas Köhler  
Herr Matthias Luxem  
Frau Petra Münzel  
Herr Günther Oettinger  
Herr Jürgen Reinhard  
Herr Peter Schmitt  
Herr Stefan Schwab  
Herr Roland Weber  

Stellv. Ausschussmitglied 

Herr Helmut Demel Vertretung für Herrn Dr. Heinz Linduschka 

 
 
Entschuldigt gefehlt hat: 

Ausschussmitglieder 

Herr Dr. Heinz Linduschka  

 

Von der Verwaltung haben teilgenommen: 

Frau Seidel, UB 1  
Herr Rüth, UB 2  
Herr Krämer, UB 3  
Frau Hörnig, UB 4  
Herr Feil, Abt. 1  
Herr Rosel, Abt. 3 zu TOP 1 
Herr Pache, Abt. 4 Vor TO 
Herr Vill, SG 23 zu TOP 1 
Frau Wagner, Schriftführerin  

 

Ferner hat teilgenommen: 

Herr Thomas Zöller, stv. Landrat  
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Zur Sitzung des Kreisausschusses vom 15.12.2014, TOP 3 und 4, stellt Herr Pache richtig: 
 
Die aktuellen Höhen von Windkraftanlagen liegen bei Nabenhöhe bis ca. 140m (Nordex 
N1312/3000: 134m; Nordex N117/3000: 141m) und damit bei einer Gesamthöhe von bis ca. 
200m. Die Angabe von einer Nabenhöhe von 200m war unzutreffend. 
 
 
 
Tagesordnung: 
 

 1   „Joseph Anton Rohe`sche Altenheim-Stiftung“ – Beitritt zur Beratungsstelle für Senioren 
und pflegende Angehörige in Miltenberg gemeinnützige UG (haftungsbeschränkt) 

   
 2   Resolution zu internationalen Handelsabkommen und kommunalen Dienstleistungen;  

Gemeinsamer Antrag aller Kreistagsfraktionen 
   

 3   Beratung und Empfehlungsbeschluss über den Haushaltsplan 2015 des Landkreises Mil-
tenberg; 
Behandlung vorliegender Anträge 

   
 4   Anfragen 
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Tagesordnungspunkt 1: 
„Joseph Anton Rohe`sche Altenheim-Stiftung“ – Beitritt zur Beratungsstelle für Senio-
ren und pflegende Angehörige in Miltenberg gemeinnützige UG (haftungsbeschränkt) 
 
Herr Rosel erläutert, die „Joseph Anton Rohe´sche Altenheim-Stiftung“ ist eine rechtsfähige 
kreiskommunale Stiftung des öffentlichen Rechts, die durch die Organe des Landkreises 
Miltenberg verwaltet und vertreten wird (§§ 1 und 7 der Satzung der Joseph Anton Ro-
he´sche Altenheim-Stiftung i.d.F vom 19.09.1985). Sie ist seit 2008 an der „Beratungsstelle 
für Senioren und pflegende Angehörige“ (BSA) beteiligt. 
 
Trägerin der „Beratungsstelle für Senioren und pflegende Angehörige“ ist eine Arbeitsge-
meinschaft aus 12 Mitgliedern, darunter neben der Rohe’schen Stiftung auch alle großen 
Wohlfahrtsverbänden im Landkreis sowie weitere zahlreiche stationäre und ambulante Pfle-
geeinrichtungen. Die Beratungsstelle gewährleistet durch dieses besondere Konstrukt insbe-
sondere eine trägerunabhängige und neutrale Beratung von Senioren, Pflegebedürftigen und 
deren Angehörigen. Sie beschäftigt in ihrer Hauptstelle in Miltenberg, ihrer Zweigstelle in 
Erlenbach, in Räumlichkeiten der Kliniken Miltenberg-Erlenbach und seit Jahresmitte 2014 
auch in einer alle 14 Tage besetzten Beratungsstelle in Stadtprozelten insgesamt fünf Mitar-
beiter (2,60 rechnerische Vollzeitkräfte) und hat 5 Fachstellen (die Beratungsstelle Demenz 
Untermain, die Fachstelle für pflegende Angehörige, das Seniorenbüro Horizont, ein Freiwil-
ligenzentrum, die Pflegeüberleitung der Kliniken Miltenberg-Erlenbach). 
 
Auch für die an der Arbeitsgemeinschaft beteiligten Träger, die im Pflegebereich grundsätz-
lich miteinander im Wettbewerb stehen, ist die Verbandsneutralität und Objektivität der Bera-
tung potentieller Kunden von wirtschaftlichem Vorteil. 
 
Die Beratungsstelle wird durch den Landkreis Miltenberg, die Kliniken Miltenberg-Erlenbach, 
den Bezirk Unterfranken und den Freistaat Bayern unterstützt. Zuletzt hat der Landkreis Mil-
tenberg in der Sitzung des Kreistages vom 18.12.2014 auf Empfehlung des Ausschusses für 
Bildung, Kultur und Soziales beschlossen, die Beratungsstelle auch ab 2015 wie seither mit 
bis zu 50.000€ jährlich zu fördern. 
 
Der Zusammenschluss der Trägerarbeitsgemeinschaft erfolgte in der Rechtsform einer Ge-
sellschaft Bürgerlichen Rechts (GbR), die am 22.02.2008 gegründet wurde.  
 
Aufgrund eines Geschäftsführerwechsels bei dem Caritasverband für den Landkreis Milten-
berg, dessen Geschäftsführer bisher auch Geschäftsführer dieser Arbeitsgemeinschaft war, 
ist insbesondere aus haftungsrechtlichen Gründen beabsichtigt, die Beratungsstelle in die 
Rechtsform einer gemeinnützigen Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) zu über-
führen. Dies stellt eine wesentliche Verbesserung für die Einrichtungen dar.  
 
Dazu wurde auch ein Gutachten bei der Anwaltssozietät Ashurst LLP in Auftrag gegeben. 
Das Gutachten vom 05.11.2013 bestätigt die Tatsache, dass eine Unternehmergesellschaft 
(haftungsbeschränkt) die Haftung gegenüber einer GbR deutlich verbessert. 
Der im Entwurf vorliegende Gesellschaftsvertrag sieht wie bisher eine ausschließlich ge-
meinnützige und mildtätige Zweckerfüllung vor. Das Stammkapital beträgt 7500,- €. 
 
Die Joseph Anton Rohe`sche Altenheim-Stiftung übernimmt einen Geschäftsanteil von 
500 Euro. Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit, aber mit einer Kündigungsmöglichkeit 
für Gesellschafter errichtet. Gesellschaftsbeschlüsse werden mit einer Mehrheit von 51% 
getroffen. Die weiteren Einzelheiten können dem Vertragsentwurf in Anlage entnommen 
werden. 
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Die Regierung von Unterfranken wurde als Rechtsaufsicht angeschrieben und teilte mit 
Schreiben vom 17.12.2014 mit, dass der Beteiligung an der Gesellschaft keine stiftungs-
rechtlichen Bedenken entgegenstehen. 
 
Es wird daher um Zustimmung gebeten. 
 
Der Kreisausschuss fasst einstimmig den 
 
B e s c h l u s s : 
 
Der Beteiligung der „Joseph Anton Rohe`sche Altenheim-Stiftung“  an der Beratungsstelle für 
Senioren und pflegende Angehörige in Miltenberg gemeinnützige Unternehmergesellschaft 
(haftungsbeschränkt) wird zugestimmt. 
 
 
 
 
Tagesordnungspunkt 2: 
Resolution zu internationalen Handelsabkommen und kommunalen Dienstleistungen;  
Gemeinsamer Antrag aller Kreistagsfraktionen 
 
Landrat Scherf leitet ein, es liege ein Antrag aller sieben Kreistagsfraktionen vor, in dem be-
antragt werde, dass man das Positionspapier der kommunalen Spitzenverbände in Deutsch-
land zu TTIP und weiteren Freihandelsabkommen unterstütze. Dazu liege nicht nur der An-
trag, sondern auch das Positionspapier in verschiedenen Fassungen vor. Er fasst die sechs 
Punkte zusammen, auf die sich der Deutsche Städtetag, der Deutsche Landkreistag, der 
Deutsche Städte- und Gemeindebund gemeinsam im Verband kommunaler Unternehmen 
geeinigt haben.  
 
Kreisrätin Münzel erklärt, sie freue sich sehr über den gemeinsamen Antrag zu den Freihan-
delsabkommen. Sie denke, es sei ein wichtiges Signal, egal welcher Partei man angehöre. 
Die Freihandelsabkommen werden eine erhebliche Gefahr für Dienstleistungen der Daseins-
vorsorge. Typische kommunale Dienstleistungen wie Trinkwasser und Abwasserentsorgung, 
öffentlicher Personennahverkehr, Sozialdienstleistungen, Krankenhäuser und Kultur, müssen 
in der Hand der Kommunen bleiben und dürfen nicht durch ein rein am Wettbewerb ausge-
richtetes Verfahren ersetzt werden. Investoren dürfe nicht die Möglichkeit eingeräumt wer-
den, demografisch legitimierte und rechtsstaatlich zustande gekommene politische und ad-
ministrative Maßnahmen (z. B. die Regulierung von Fracking zum Schutz des Trinkwassers) 
anzugreifen und Schadensersatzforderungen zu stellen. Und was Umwelt- und Verbraucher-
schutz angehe, dürfen höhere Standards nicht revidiert werden. Dies stamme alles aus der 
vorliegenden Resolution. Ganz wichtig sei, dass die Kommunen über ihre Verbände an der 
Entscheidungsfindung beteiligt werden. Es gelte die Forderungen nach Transparenz. Sie 
appelliere an die Kolleginnen und Kollegen, Kontakt mit Mandatsträgern der anderen politi-
schen Ebenen aufzunehmen, um auf diesem Weg Einfluss zu nehmen. 
 
Kreisrat Reinhard unterstreicht ihre Aussagen, es mache aber auch deutlich, dass man nicht 
alles schlecht reden sollte. Es werde ein Ziel damit verfolgt und Handelshemmnisse abge-
baut und Investitionsbedingungen verbessert werden sollen. Ein generelles Nein sei damit 
nicht verbunden. Aber man stelle die Dinge heraus, bei denen man Sorge habe. Man müsse 
das Abkommen aber auch als Chance sehen. 
 
Landrat Scherf weist darauf hin, dass der Bayerische Landkreistag dies nicht als Chance 
sehe, sondern ausdrücklich darum bitte, darauf aufmerksam und dies publik zu machen zu 
machen. Momentan sei es eine große Gefahr für die kommunale Selbstverwaltung und Da-
seinsvorsorge. 
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Kreisrat Dr. Fahn erklärt, die Freien Wähler halten den Handel grundsätzlich für gut, Frei-
handel natürlich auch, wenn dadurch Zölle und andere Schranken abgebaut werden. Davon 
profitiere man in der EU seit Jahrzehnten. Ob es aber tatsächlich zu wirtschaftlichen Fort-
schritten komme, sei aber derzeit zweifelhaft. Man rechne derzeit mit einem Wirtschafts-
wachstum von jährlich 0,05 % in den ersten zehn Jahren.  
Freihandelsabkommen wie TTIP, CETA und TISA werden völlig im Geheimen und ohne jeg-
liche parlamentarische Kontrolle verhandelt und würden vor allem Großkonzernstrukturen 
nutzen. Die Bundesregierung wolle einem Abkommen zustimmen, bei dessen Ausarbeitung 
sie nicht mit am Tisch sitze. Die sei krass! Die negativen Folgen, sowohl für unsere Kommu-
nen, als auch für weite Teile des Mittelstands werden von Bundes- und Staatsregierung völ-
lig ausgeblendet.  
Es könne nicht sein, dass ausländische Konzerne vor Schiedsgerichten und damit an unse-
rer Rechtsordnung vorbei künftig Schadensersatzansprüche geltend machen können, wäh-
rend unsere kleinen und mittleren Unternehmen bei gleichen Sachverhalten den langen Weg 
durch die Instanzen unserer nationalen Gerichte gehen müssen. Zudem sei es für die Freien 
Wähler nicht hinnehmbar, dass die hohen deutschen und bayerischen Standards für den 
Schutz der Verbraucher, der Arbeitnehmer, der Umwelt und der Datensicherheit durch Frei-
handelsabkommen wie TTIP aufgeweicht werden sollen. Dies verstehe auch die IHK nicht. In 
Zukunft solle es einheitliche Standards und Zertifizierungen geben z.B. über die Größen der 
Rückspiegel könne man doch offen diskutieren und nicht geheim, meine die IHK mit Recht. 
Auf der anderen Seite möchte man in Deutschland auch nicht das Fracking; aber dies könnte 
passieren, wenn das Freihandelsabkommen so wie geplant in Kraft trete. 
Daher sind die Forderungen der kommunalen Spitzenverbände richtig, die fordern, dass die 
kommunale Selbstverwaltung durch solche Abkommen nicht ausgehöhlt werden dürfe. Dies 
gelte insbesondere für Bereiche der kommunalen Daseinsvorsorge, die unbedingt aus den 
Abkommen herausgenommen werden müssen, wie Gesundheitsvorsorge, ÖPNV, Wasser- 
und Abwasserentsorgung, Sozialdienstleistungen, der gesamte Bereich der Abfallwirtschaft 
bis hin zu regionalen oder lokalen Flächennutzungsplänen oder Raumordnungsgesetzen. Es 
bestehe die Gefahr, dass einmal privatisierte Dienstleistungen nicht später vom Staat wieder 
rekommunalisiert werden können. TTIP bedeute für uns hier vor Ort genau das Gegenteil 
von dem, was wir seit Jahren aus Überzeugung leben und voranbringen und führe unsere 
Bemühungen um regionale Wirtschaftskreisläufe ad absurdum. Bei dem Abkommen TISA 
gehe es um vor allem um Dienstleistungen und dazu gehöre auch die Bildung. Die Ökonomi-
sierung der Bildung könne bedeuten, dass dann Konzerne gewinnorientiert in Schulen arbei-
ten, was dem öffentlichen Bildungsauftrag fundamental widerspreche. Dann könnten Kon-
zerne in den Schulen wieder für Gentechnik oder Atomenergie werben. Dies sei aber ein No-
go! 
Fazit: Die geplanten Abkommen seien ein Frontalangriff auf unsere Demokratie, unser 
Rechtssystem und die kommunale Selbstverwaltung.  
Daher sei es auch wichtig, dass sich Kreistage und Stadträte hier äußern. Diese seien die 
gewählten Vertreter der Kommunen. An wen soll sich die Resolution wenden? 

 an die kommunalen Spitzenverbände 

 an die Mandatsträger im Bund und an das EU-Parlament 

 an das Bundeswirtschaftsministerium 
 
 
Kreisrat Oettinger fügt zu den bisherigen Wortmeldungen hinzu, er wolle darauf hinweisen, 
dass sämtliche Vertragsentwürfe des TTIP im Internet öffentlich nachlesbar seien. Er emp-
fehle jedem, sich dort einzulesen. 
 
Kreisrat Dr. Kaiser erklärt, die Fraktion der SPD sei für die Resolution und die Argumente der 
kommunalen Familie. Aber er weise auch auf den Zusatz der Pressemitteilung „Chancen des 
Abkommens nutzen“ hin. Die globale Wirtschaft brauche entsprechende Regelungen. Nur 
Kritik einzubringen wäre falsch. 
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Der Kreisausschuss fasst einstimmig den 
 
B e s c h l u s s : 
 
Der Kreistag des Landkreises Miltenberg unterstützt nachdrücklich das von den kommunalen 
Spitzenverbänden und dem Verband der kommunalen Unternehmen e.V. erarbeitete Positi-
onspapier vom Oktober 2014 über die Transatlantische Handels- und Investitionspartner-
schaft – TTIP. 
 
 
 
 
Tagesordnungspunkt 3: 
Beratung und Empfehlungsbeschluss über den Haushaltsplan 2015 des Landkreises 
Miltenberg; 
Behandlung vorliegender Anträge 
 
Landrat Scherf leitet ein, man kehre auf die Zielgerade der Haushaltsberatungen 2015 ein. 
Schon jetzt wage er festzustellen, dass sich der zeitliche Ablauf bewährt habe. Der Monat 
Januar eigne sich zur Haushaltsberatung: 
 

 Zwischen den Jahren konzentriere sich die Verwaltung voll auf die Haushaltserstel-
lung. 

 Im Januar bestehe ausreichend Zeit für die Fraktionen und den Bayerischen Ge-
meindetag für die Auseinandersetzung mit dem Haushalt. Sicherlich werde es im 
kommenden Jahr noch etwas besser funktionieren, dass einzelne Gruppierungen und 
Organisationen zeitnah Termine einplanen. 

 
Heute werde sich die Diskussion in der Haushaltsvorberatung im Kreisausschuss mit der 
bewährten Vorstellung, Beratung und Beschlussfassung über die Anträge zum Haushalt 
bündeln.  
 
Bevor Herr Krämer die mittlerweile hoffentlich hinlänglich bekannten Eckdaten nochmals 
zusammenfasst, einige wenige Grundsatzbemerkungen: 
 

1. Der Schuldenstand sei nach dem Negativrekord von über 55 Mio. € auf 30,5 Mio. € 
gesunken. Dies sei der Erfolg einer über ein Jahrzehnt währenden Konsolidierung, 
mit der wir wieder in Sichtweite des bayernweiten Durchschnitts gekommen seien. 
Dies sei auch gut so. Wir dürfen aber nicht außer Acht lassen, dass wir im Jahre 
2015 geplant 1,4 Mio. € an Zinsleistungen aufbringen müssen. Nur dank einer kon-
sequent soliden Haushaltsführung konnten und werden wir auch in Zukunft die Hand-
lungsfähigkeit des Landkreises aufrechterhalten und die Zinslasten weiter reduzieren 
können. 
 

2. Zu einem wichtigen Teil sei man umlagefinanziert. Mit der Einnahme von 47,2 Mio. € 
über die Kreisumlage nehme man nicht mehr ein als im Haushaltsjahr 2013, damals 
noch mit 46%, nun mit 43%-Punkten Kreisumlage. Wenn wir die unterfränkischen 
Landkreise vergleichen zwischen dem Haushaltsjahr 2015 und dem des Jahres 2013, 
haben wir mit einer Senkung um 3%-Punkte den inoffiziellen Titel des Unterfranken-
meisters. 
 

3. Beim Blick auf die Entwicklung der Kreisumlage im vergangenen Jahrzehnt sehen Sie 
das Erfolgsrezept für unsere Kommunen im Landkreis Miltenberg, nämlich Stabilität 
und Verlässlichkeit anstelle von jährlich unberechenbaren Ausschlägen. Das werde 
auch für die kommenden Jahre die Zielrichtung sein. 
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4. Denn: solide Haushaltspolitik heiße langfristig blicken, denken und handeln. Man 
müsse die kommenden Haushaltsjahre mit beachten, nämlich vor allem mit dem 
ebenso beachtlichen wie auch dringend notwendigen und einstimmig beschlossenen 
Schulbauprogramm, bestehend aus Realschule Obernburg, Gymnasium Miltenberg 
und Gymnasium Erlenbach. Insgesamt rede man von einer noch zu finanzierenden 
Summe von 40 Mio. €. Dann warte die Problematik der Schulturnhallen. Daher wäre 
es falsch, wenn man jetzt im Haushalt 2015 der Verführung nachgeben würde, im 
Hinblick auf die anstehenden Investitionen, die angestiegenen liquiden Mittel nun 
überschnell abzubauen. Solide sei es, so wie es der vorliegende Haushaltsentwurf 
vorsehe, diese in den kommenden Haushaltsjahren sinnvoll einzusetzen. 
 

5. Wie in den vergangenen Jahren bleiben die Investitionen in den Bildungsbereich der 
große Schwerpunkt des Landkreises Miltenberg, und das sei auch gut so. Mit einem 
kühlen und sachlichen Blick werde man das auch bewältigen. 
 

6. Notwendige und unerlässliche Reaktionen erfolgen im Bereich des Personals in den 
Bereichen Asyl & Soziales, mit Stellen in Sozial- und Jugendamt sowie des Sozial-
planers für den Prozess der Teilhabeplanung. Er werte es als ein Zeichen der sachli-
chen Auseinandersetzung mit dem Haushalt, dass es zum Stellenplan keine Ände-
rungsanträge gebe.  
 

7. Dass wir verantwortungsvoll und zukunftsweisend mit den Aufgaben eines effizienten 
und sinnvollen Einsatzes der Ressource Personal umgehen, belege der Vorschlag 
der Verwaltung, ein Organisationsgutachten als Grundlage für die weitere Organisati-
ons- und Personalstruktur des Landratsamtes zu beauftragen. Dies obliege dem 
Kreistag am kommenden Montag.  

 
Er endet damit, dass dies reichen solle als Leitplanken für den Haushalt. 
 
 
Herr Krämer erläutert anhand der Anlagen die Eckdaten des Haushaltsentwurfes 2015.  
 
Es folgt die Behandlung der vorliegenden Anträge. 
 

1. Antrag der Fraktion Freie Wähler vom 21.01.2015: 
 

Herr Breunig erläutert, mit Antrag vom 21.01.2015 hat die Fraktion der Freien Wähler den 
Antrag eingebracht, dass begründet durch die Vorbildfunktion der öffentlichen Hand durch 
die Kreisverwaltung ein Konzept zur Verminderung der CO²-Belastung im eigenen Wir-
kungsbereich zu erstellen ist und hierzu entsprechende Mittel im Kreishaushalt einzustellen 
sind. Dieses Konzept soll die eigenen Gebäude und den Fuhrpark behandeln. 

Mit dem Energiebericht für das Klimaschutzmanagement für die Liegenschaften des Land-
kreises Miltenberg aus dem Jahr 2010 wurde bereits ein Konzept für die Liegenschaften des 
Landkreises erstellt. Dieser Energiebericht enthält einen breiten Fächer von Maßnahmen 
einschließlich eines Vorschlages zur Priorisierung. 

In den Folgejahren wurde eine Vielzahl der jeweiligen konkreten gebäudebezogenen Maß-
nahmen umgesetzt. In regelmäßigen Abständen wird über diese Maßnahmen im Ausschuss 
für Bau und Verkehr berichtet. Ebenso wird vom UB5 ein Energiebericht erstellt (siehe TOP 
5 der Sitzung des Ausschusses für Bau und Verkehr vom 29.01.2015). 

Darüber hinaus wurde mit dem „Integriertem Energie- und Klimakonzept für die Region Bay-
erischer Untermain“ 2011 ein übergeordnetes Klimakonzept erstellt, das über den Wirkbe-
reich der Verwaltung hinaus Ziele für die gesamte Region aufstellt. 
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Die Kreisverwaltung hat über die Bearbeitung der aus den beiden genannten Konzepten sich 
ergebenden Maßnahmen weitere Schritte im eigenen Wirkungsbereich bereits durchgeführt 
oder eingeleitet. 

Im Rahmen der Haushaltsberatungen wurden diese Maßnahmen für das kommende Jahr 
seitens des UB5 für die Gebäude und seitens des UB3 für den Fuhrpark aufgezeigt. 

Im Bereich Elektromobilität hat der Landkreis im Rahmen des kommunalen Behördenlea-
sings aktuell einen Audi A3 e-tron bestellt, dessen Auslieferung für Mitte März 2015 geplant 
ist. Bei diesem Fahrzeug handelt es sich um ein Hybridfahrzeug mit einem Benzin- und ei-
nem Elektromotor mit einer rein elektrischen Reichweite von 50 km. Die kombinierte CO²-
Emission beträgt nur 35 g/km bei einer Energieeffizienzklasse von A+. Gegenüber einem 
vergleichbaren Fahrzeug z. B. VW Golf (Energieeffizienzklasse B) ergibt sich somit eine 
CO²-Einsparung von 79 g/km oder 70 %.  

Im Jahresverlauf sollen bei entsprechend positiven Eindrücken aus der Praxis weitere zwei 
Audi A3 e-tron (als Ersatz für auslaufende Fahrzeuge) beschafft werden.  

Außerdem ist die Anschaffung eines reinen Elektrofahrzeuges für 2015 vorgesehen, was 
eine CO2-Einsparung von 100 % bedeutet.  

Bei den größeren Dienstfahrzeugen mit hoher km-Laufleistung verwendet der Landkreis 
sparsame Diesel-Fahrzeuge mit einem CO²-Ausstoß von ca. 109 g/km gegenüber einem 
vergleichbaren Benziner mit 141g/km (z. B. Audi A4 Avant).  

Durch das Leasingverfahren ist außerdem gewährleistet, dass der Landkreis immer auf dem 
neuesten Stand der Technik ist. 

Entsprechende Mittel sind bereits im Kreishaushalt 2015 eingeplant. 

Weitere mögliche Maßnahme wäre die Beschaffung von E-Fahrrädern und Ladeinfrastruktur. 
Dies könnte erfolgen, soweit sich die finanziellen Möglichkeiten im Laufe des Jahres erge-
ben. 
 
Zudem wird die Möglichkeit einer Zusammenarbeit mit dem Projekt E-Wald und im Rahmen 
des Mobil-Profit geprüft. Die Einführung des Job-Tickets für die Mitarbeiter/innen des Land-
ratsamtes wird derzeit geprüft, wozu eine gezielte Werbemaßnahme für die ausreichende 
Anzahl der teilnehmenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durchgeführt wird. 
 
Im Bereich der Gebäude sind im Haushaltsjahr folgende wesentliche energetischen Maß-
nahmen vorgesehen: 
 

111771 Landratsamt Miltenberg LRM 183.000,- 

e Lüftungsgeräte Caféteria, EDV, Landrat    

e Erneuerung Kälteerzeugungsanlagen    

23111 Berufsschule Miltenberg BSM 355.000,- 

e 
Erneuerung Wärmeerzeugungsanlage 
Einhaltung der EnEV 2014 §10, Bestand Konstanttemperatur-
kessel 

  
 

  Summe   538.000,- 

 
Daneben ist die Kreisverwaltung mit der Generalsanierung von drei Schulen im Landkreis 
befasst. Hier sind langfristig erhebliche Energieeinsparungen zu erwarten. 
 
Darüber hinaus erarbeitet Landkreis gerade eine Machbarkeitsstudie für die Wärmeversor-
gung des Schulzentrums in Miltenberg durch Abwärme-Nutzung der angrenzenden Indust-
riebetriebes Fripa. Hierzu wurden im Januar erste Schritte getätigt. 
 
Weiterhin nimmt der Landkreis, mit der Realschule Miltenberg am Modellvorhaben Ökoprofit 
teil. 
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Im Rahmen der Investiven Maßnahmen wurde zudem gerade die Sanierung des Kompe-
tenzzentrums für Körperpflege abgeschlossen. Auch hier wurden die energetischen Eigen-
schaften des Bestandsgebäudes auf ein zeitgemäßes Maß gebracht. 
 
Weiterhin wurden bei den, im Rahmen des Bauunterhalts, durchgeführten Maßnahmen die 
behandelten Dach- und Wandflächen in Bezug auf den Wärmeschutz verbessert (Beispiel 
Realschule Miltenberg, Fassade der Treppentürme). 
 
Im Bereich der Beleuchtung wurde bei der Berufsschule Miltenberg eine über die Klima-
schutzleitlinie von 2010 hinausgehende LED-Beleuchtung in Teilbereichen eingebaut. Glei-
ches gilt für die Sparkassenarena. Auch hier sind im kommenden Jahr weitere Schritte vor-
gesehen. 
 
Weitere energetische Maßnahmen werden, im Laufe des Jahres aus dem Bauunterhalt an-
gestoßen, soweit sich die finanziellen Möglichkeiten ergeben.  
 
Diese vielfältigen Aktivitäten der Kreisverwaltung zur Minderung der CO²-Belastung im eige-
nen Wirkungsbereich binden schon jetzt erhebliches Personal. Die Aktualisierung des, be-
reits vorliegenden Leitbild – „Klimaschutzleitlinien“ für den LK Miltenberg, und Erweiterung im 
Sinne des Antrages der Freien Wähler um den Bereich Elektromobilität, sollte deshalb nach 
der Umsetzung der bereits geplanten Maßnahmen voraussichtlich ab 2016 erfolgen. 
 
Weitere Informationen wird Herr Gasper, zusammen mit Herrn Breunig, in der Sitzung des 
Ausschusses für Energie, Umwelt- und Naturschutz am 9.3.2015 geben. 
 
Kreisrat Dr. Fahn dankt für den umfassenden Bericht und erläutert zum Antrag, der ökologi-
scher Fußabdruck sei zu groß. Bayern lebe über seine Verhältnisse; bei der Messung des 
Verbrauchs der natürlichen Vorräte (z.B. Rohstoff- und Energieverbrauch) habe Bayern ei-
nen dreimal so hohen Verbrauch wie es eigentlich haben dürfte. Der ökologische Fußab-
druck sei also zu groß.  Daher müsse die öffentliche Hand aufgrund ihrer Vorbildwirkung vo-
rangehen und mittel- und langfristig eine ausgeglichene Klimabilanz (völlige CO-2-
Neutralität) anstreben. Die sei keine Utopie, sondern gelebte Realität, denn die Bundeslän-
der Hessen und Nordrhein-Westfalen haben dies einstimmig beschlossen und wollen dies 
bis 2030 umsetzen. Warum also nicht auch im Landkreis Miltenberg? 
Der Antrag sei als Einstieg in eine CO2-neutrale Verwaltung des LRA Miltenberg zu sehen. 
Wie bereits im Antrag dargestellt, gehe es auch um die Umsetzung des integrierten Energie- 
und Klimakonzepts für die Region Bayerischer Untermain. Hier sei man erst sehr langsam 
vorangekommen. Hierin stehe z.B. klar und eindeutig, dass der Kraftstoffverbrauch am Un-
termain um 17% gesenkt werden müsse. 
Daher sei es wichtig, die hier aufgelisteten Punkte auch umzusetzen. Die Einführung von 
Job-Tickets solle nicht nur geprüft, sondern auch umgesetzt werden. Gerade durch Verhal-
tensveränderungen lassen sich noch viele Einsparerfolge erzielen. E-Mobilität sei ein kleiner 
Baustein. Im Haushalt seien 30.000 € für eine Ladestation für Elektrofahrzeuge vorgesehen. 
Sinnvoller wären zwei Ladestationen wie z.B. im Landratsamt Aschaffenburg (eine im Innen-
bereich für die Mitarbeiter und eine im Außenbereich für die Bürger).  
Damit man auch sehe, dass man erfolgreich war, benötige man auch ganz konkrete Zahlen, 
die die Einsparerfolge belegen. In bereits vorliegenden integrierten Energie und Klima-
schutzkonzept stehe es „schwarz auf weiß“, dass die CO2 Emissionen pro Kopf und Jahr um 
eine Tonne höher sind als im Bundesdurchschnitt. 
Insgesamt freue man sich auf die nächste Sitzung des Ausschuss für Energie, Natur- und 
Umweltschutz, bei der auch einige Anträge der Freien Wähler vom 22.3.2012 behandelt 
werden. Diese liegen also seit fast drei Jahren auf der Halde der Energieagentur. Insgesamt 
sei er aber froh, dass jetzt endlich der neue Landrat diese „Altlasten“ anpackt. Der Be-
schlussvorschlag sei ja auch in die Zukunft gerichtet und daher ein erster Schritt in die richti-
ge Richtung. 
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Der Kreisausschuss fasst zum Antrag der Freien Wähler vom 21.01.2015 einstimmig den  
 
B e s c h l u s s : 
 
Der Kreisausschuss nimmt die Ausführungen zur Kenntnis und beschließt die vom UB 
5 vorgeschlagene Vorgehensweise, das vorhandene Konzept zur Verminderung der 
CO2-Belastung weiter umzusetzen und für das Jahr 2016 eine Überarbeitung bzw. Neu-
fassung des Konzeptes zu beabsichtigen.  
 
 
 

2. Antrag der CSU vom 25.01.2015 und der Neuen Mitte vom 02.02.2015 auf Sen-
kung der Kreisumlage: 

 
Kreisrat Reinhard nimmt zum Antrag der CSU Stellung. Zum Thema Personal verweise er 
auf einen Pressebericht vom Wochenende. Der CSU sei wichtig, dass man keine Dauerbe-
lastungen eingehe, ohne zu wissen, was das Organisationsgutachten und die Überprüfung 
der Organisationsstrukturen ergebe. Wichtig sei, dass eine Aufgabenkritik damit verbunden 
sei. Stellen, wie vorgeschlagen, erst einmal befristet zu besetzen sei der richtige Weg. 
Zur Kreisumlage erläutert er, man befinde sich in der höchsten Einnahmesituation, die der 
Landkreis bis dato hatte. Der Landrat habe auch von Stabilität und Verlässlichkeit gespro-
chen. Dies sei richtig, aber die CSU sei der Meinung, dass dies auch mit einem Betrag von 
45 Mio. € Kreisumlage möglich sei. Damit und mit den vorhandenen Rücklagen könne man 
die Aufgaben sehr gut lösen und das Geld nicht bei den Kommunen im Vorfeld holen. Es sei 
dargestellt worden, dass 10,4 Mio. € Rücklagen abgeschmolzen werden sollen. Unter dem 
Strich aber bleibe noch genug und eine Kreisumlage in dieser Höhe sei nicht notwendig. 
Dies sei auch mit 41% machbar. 
Er zitiert außerdem aus einer Beurteilung des Deutschen Städtetages zum kommunalen 
Haushalt „…erzielt der Kreis in mehreren aufeinander folgenden Jahren Überschüsse und 
erhöht so sein Eigenkapital, ist die Kreisumlage definitiv zu hoch bemessen. Die Gemeinden 
haben einen Anspruch auf Umlagensenkung.“. 
 
 
Kreisrat Oettinger erläutert zum Antrag der Neuen Mitte, das Thema Kreisumlage sei ernst. 
Es gehe zum einen darum, dass man eine freie Rücklage von 10,4 Mio. € habe, zum ande-
ren 2014 ein Ist-Ergebnis, was jeden Kämmerer Freudentränen in die Augen treibe. Zudem 
gehören die freien Rücklagen zum Eigenkapital in der Doppik.  
Normalerweise seien die Kreise verpflichtet, bei der Festsetzung der Kreisumlage eigene 
Mittel zu berücksichtigen. Er frage sich, warum wir einen Kredit aufnehmen mit 2,7 Mio. €, 
wenn wir Rücklagen von 10,4 Mio. € haben. Welcher vernünftig denkende Unternehmer 
würde in solchen Zeiten des billigen Geldes Guthaben auf der Bank haben und Kredite auf-
nehmen. Jeder Kredit, den wir nicht aufnehmen, verminderte die Zinszahlungen. Er frage 
sich, ob der Kreis ein Eigenkapital über die Mindestreserve hinaus brauche.  
Von einer Kontinuität bei der Kreisumlage zu sprechen, halte er für sehr gewagt. Im %-Satz 
mag dies stimmen, aber der %-Satz interessiere die Umlagezahler nicht, wenn die Kreisum-
lage zu 2014 um 1,2 Mio. € steige. Wo sei da die Kontinuität? Der Bezirk gebe seine Minde-
rung an den Kreis weiter und dort bleibe sie hängen. Die Kommunen könnten es wesentlich 
besser verwerten. 
Zur Erhöhung des Personaletats erläutert er, der Landrat erhalte von Seite der Kommunen 
einen Vertrauensvorschuss. Aber dann bitte er auch darum zu schauen, wo man diese Per-
sonalerhöhungen herbekomme, ohne dass man gleich die Umlagenzahler belaste. Auch 
Gemeinden müssen beim Personaletat kappen, weil sie nicht wissen, wie sie die Mehrungen 
finanzieren sollen. 
Er appelliere an den Frieden in der kommunalen Familie, der ja so oft beschwört werde. 2% 
machen dem Kreishaushalt nichts aus. Die Rücklage sei immer noch gigantisch. Wir haben 
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auch eine wunderschöne Zuführung. Es wäre aber ein Signal an die Kommunen, auch für 
einen vertrauensvollen Umgang miteinander. Dies gelte umgekehrt genauso, wenn der Kreis 
nachweise, dass die Umlage erhöht werden müsse. Dann seien die Kommunen die letzten, 
die sich diesem Wunsch entzögen. Der Antrag der Fraktion Neue Mitte habe nichts mit sei-
ner Eigenschaft als erster Vorsitzender des Bayer. Gemeindetages zu tun. 
 
Landrat Scherf antwortet, man redet von einem Fehlbetrag zum Überschuss bzw. einer Diffe-
renz von 1,3 Mio. €. Da könne man nur sagen, da sei dem Kämmerer eine Punktlandung 
gelungen, dies sei gerade einmal 1% vom Ergebnis weg. 
Zur Konstanz der Kreisumlage werde plötzlich neu argumentiert. Der Landkreis habe in der 
Vergangenheit auch massive Schwankungen geschluckt, in dem er die Prozentpunkte stabil 
gehalten habe, trotz ordentlicher Mehrbelastungen. Er plädiere nur dafür, dies beizubehalten.  
Auch sei das Schulbauprogramm einstimmig beschlossen worden.  
Man könne nicht die Rücklagen überproportional ausschütten und dann außer Acht lassen, 
was in den Jahren 2016, 2017 und 2018 noch bevorstehe.  
Verwaltung müsse funktionieren und den Aufgaben nachkommen. Auch bei Personalkosten 
müsse man daher Farbe bekennen, er frage sich, welche Stelle überflüssig und nicht not-
wendig sei. Man habe sich jede einzelne Stelle angeschaut.  
Mit dem Organisationsgutachten schaue man sich die gesamte Organisation des Hauses in 
einem mehrjährigen Prozess ganz intensiv an, damit man gut und effektiv handeln könne. 
 
 
Herr Krämer erläutert, mit Schreiben vom 25.01.2015, eingegangen am 26.01.2015, hat die 
Fraktion der CSU den Antrag eingebracht, die Kreisumlage 2015 statt der derzeit geplanten 
43 % auf 41 % zu senken und den entsprechenden Fehlbetrag aus der Rücklage zu finanzie-
ren. Der Antrag der Neuen Mitte sei gleichlautend. 
 
Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 20.10.2014 die Generalsanierung der beiden Gymna-
sien in Miltenberg und Erlenbach mit einem zu finanzierenden Investitionsvolumen von ca. 
34 Mio. € einstimmig beschlossen. Die Verwaltung wurde dabei beauftragt, die entsprechen-
den FAG-Anträge auf Fördermittel zu stellen.   
Daneben befindet sich noch die Main-Limes-Realschule Obernburg in der Generalsanierung. 
Bei dieser Maßnahme sind noch ca. 6 Mio. € abzufinanzieren. 
Weiter bedürfen die Schulturnhallen einer dringenden Sanierung. Pro Schulturnhalle werden 
mit Kosten i.H.v. ca. 2,5 Mio. €  gerechnet. 
 
Fördervoraussetzung für eine Generalsanierung ist, dass der Landkreis erforderliche Eigen-
leistungen aufbringen kann. Zuwendungen zu Investitionen werden nur gewährt, wenn die 
Aufbringung der erforderlichen Eigenleistungen des Zuwendungsempfängers gesichert ist.  
Entsprechende Eigenmittel sind bei der Stellung des FAG-Antrages anzugeben und wurden 
mit den vorhandenen liquiden Mittel nachgewiesen. 
 
Der FAG-Antrag der drei Generalsanierungen wurde mit folgendem Finanzierungsplan bei 
der Regierung von Unterfranken eingereicht: 
 

 Bausumme Eigenmittel Darlehen Zuschuss 

HSG Erlenbach 17.392.000,-- € 3.432.000,-- € 7.000.000,-- € 6.960.000,-- € 

JBG Miltenberg 16.445.973,-- € 3.365.973,-- € 6.500.000,-- € 6.580.000,-- € 

RS Obernburg 10.495.217,-- € 2.297.217,-- € 4.000.000,-- € 4.198.000,-- € 

 
Bei einem Absenken der liquiden Mittel um 3,3 Mio. € im Jahr 2015 ist die Gesamtfinanzie-
rung der beiden neu zu beginnenden Generalsanierungen in Gefahr.  
Treten gegenüber dem Antrag hinsichtlich der Finanzierung Änderungen ein, ist dies der 
Regierung zu melden und ein neuer Finanzierungsplan vorzulegen. 
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Es stellt sich hiermit die Frage, ob die Regierung von Unterfranken beide Maßnahmen ge-
nehmigen wird. 
 
Eventuelle Baukostensteigerungen sind in diesen Zahlen nicht enthalten. Auch muss in der 
derzeitigen Planungsphase von Kostenunschärfen von 10–15% ausgegangen werden, vo-
rausgesetzt, es treten keine wesentlichen Sachverhalte hinzu. 
 
 
Nach der Kommunalhaushaltsverordnung ist zu gewährleisten, dass die Zahlungsfähigkeit 
dauerhaft sichergestellt ist. Dies ist der Fall, wenn ein ausreichender Bestand an Liquiditäts-
reserven über den gesamten Finanzplanungszeitraum vorhanden ist.  
 
 
Kreisrat Weber bemerkt, es sei ein solider und weitsichtiger Haushaltsentwurf vorgelegt wor-
den. Die vorliegenden Anträgen der CSU und der Neuen Mitte könne er eigentlich nur so 
auffassen, dass diese sich als Wohltäter darstellen wollen, denn wenn man überlege, was in 
den nächsten Jahren auf uns zukomme, sei dies nicht vorstellbar. Die Steuereinnahmen flie-
ßen bei den Kommunen auch, aus den Schlüsselzuweisungen bilde sich die Umlagekraft. 
Die Kommunen seien auch nicht so arm. Was die Investitionen betreffe, habe man schon 
einmal 42,8 Mio. € für ein Schulbauprogramm aufgenommen und dies in 14 Jahren zurück-
gezahlt. Jetzt sei man wieder an der gleichen Stelle, 40 Mio. € und wollen dies in sieben Jah-
ren zurückzahlen. Dies sei eine gewaltige Herausforderung, die man leisten müsse. Dann 
komme eine geforderte Senkung der Kreisumlage um 2% unmöglich daher und zeige, dass 
man dort nicht langfristig denke.  
Mit 43% habe man eine der niedrigsten Kreisumlagen und er weise diesbezüglich insbeson-
dere auf das Verhältnis Bezirksumlage und Kreisumlage hin. Vom Jahr 2009 bis 2012 habe 
der Bezirk 7% erhöht, während der Landkreis mit 2% nachgezogen sei. 5% habe der Land-
kreis somit geschluckt und mitgetragen, die jetzt auch zu berücksichtigen seien. Im Jahre 
2014 habe man 3% zurückgegeben und auch das sei eine gewaltige Zahl. Also sei bereits in 
den Jahren zuvor ausreichend an die Kommunen gedacht worden.  
 
Kreisrat Dr. Fahn merkt an, wichtig sei, dass die Kreispolitik solide, stabil und verlässlich sei. 
Diese Punkte seien seiner Fraktion wichtig bei der gesamten Beurteilung. Er weist darauf 
hin, dass die Überschüsse aus dem Müllhaushalt mit dem Kreishaushalt nichts zu tun habe. 
Zu den liquiden Mitteln erkläre auch er, man habe ein ehrgeiziges Schulbauprogramm in den 
nächsten Jahren, auch hierzu müssten vom Kreis Rücklagen entnommen werden, und zwar 
2015  1,1 Mio. €, 3,3 Mio. € in 2016 und 2,5 Mio. € in 2017. Würde man in 2015 die Kreisum-
lage um 2% senken, würden 2,2 Mio. € liquide Mittel fehlen. Wenn man dem Antrag der bei-
den Fraktionen folge, werde die Rücklage des Landkreises irgendwann aufgebraucht. Dann 
sei die Frage, ob überhaupt noch Gelder für die Sanierung der Berufsschulen und Sporthal-
len vorhanden sei. Das wäre dann eine unseriöse Kreispolitik und nicht mehr langfristig an-
gelegt. Zu den von Kreisrat Oettinger erwähnten Krediten von 2,7 Mio. € meint er, ob man 
diese brauche, wisse man erst am Ende des Jahres. Er erinnere an das letzte Jahr mit 2 
Mio. € geplanten Krediten, die dann nicht notwendig gewesen seien. Wichtig sei, keine wei-
tere Neuverschuldung. Ihnen gehe es um die Zukunftsfähigkeit des Landkreises. Man brau-
che eine konstante und verlässliche Kreispolitik. Im letzten Jahr habe man einstimmig die 
Kreisumlage um 3% reduziert. Es gebe nur drei Landkreise, die eine geringere Kreisumlage 
haben. Damit sei man der Spitzenreiter und am kommunalfreundlichsten in ganz Unterfran-
ken. 
Zum Antrag der CSU bezüglich des Personales meine er, eine jährliche Befristung bei Neu-
einstellungen sei ohnehin gängige Praxis. Zwei Jahre Befristung seien kontraproduktiv, wenn 
man geeignete Bewerber finden wolle.  
Er habe sich das Organisationsgutachten von 1991 bis 1994 angesehen, dort seien insge-
samt nur 2,5 Stellen eingespart worden. Seine Fraktion meine daher, dass der Antrag der 
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CSU insgesamt ins Leere gehe und es besser sei, eine Personalkostenkontrolle zu führen 
und nachzusteuern. Eine Personalkostensenkung sei aber für die Freien Wähler kein Tabu.  
 
Kreisrat Reinhard antwortet, es sei ein Unterschied, ob man für ein Jahr befristet einstelle, 
um die Person kennenzulernen im Rahmen einer Probezeit, oder ob man noch nicht wisse, 
ob eine Stelle so zum Tragen komme. 
 
Angesicht des ambitionierten Schulbauprogrammes, so Kreisrätin Münzel, sollte man sich 
darüber freuen, dass die finanzielle Lage in diesem Haushalt so gut sei. Ehrlich gesagt sei 
sie froh, dort zu sitzen und nicht zu hören, dass der Haushalt „auf Kante genäht“ sei. Im Hin-
blick auf das Schulbauprogramm sehe es doch jetzt ganz gut aus und man könne die Sanie-
rungen angehen und sich darüber freuen.  
Sie wisse auch, dass es Kommunen gebe, die finanziell nicht so gut dastehen. Die Kommu-
nen dürften aber nicht vergessen, dass es bereits im Haushalt 2014 eine Senkung der 
Kreisumlage und eine Entlastung von 1,2 Mio. € gegeben habe. Es gebe eine erhöhte 
Schlüsselzuweisung 2015, dies bringe den Kommunen eine erhöhte Einnahme von 3,6 Mio. 
E und die Kommunen (nicht alle, aber viele) haben selbst mehr Steuereinnahmen. Warum 
solle der Landkreis nicht von der verbesserten Situation profitieren. Daher sei sie der An-
sicht, dass man den Haushalt mit der von der Verwaltung vorgeschlagenen Kreisumlage 
verabschieden sollte.  
Die Sorge um das Personal sei nachvollziehbar, sie denke auch, hier sollte man ein wach-
sames Auge haben. Aber man habe jede einzelne Stelle diskutiert und abgestimmt. Sie 
wundere sich darüber, dass viele Stellen unter Landrat Schwing beschlossen worden seien, 
aber nie besetzt worden. Nun seien einige Dinge nachzuholen. Sie glaube nicht, dass man 
diese Stellen nicht brauchen. Auch müssen viele Stellen Vernetzungsarbeit leisten, Ma-
nagementaufgaben werden zunehmen, die Aufgaben werden sich ändern.  
 
Die Neue Mitte habe das Personaltableau 2015 nicht kritisiert, so Kreisrat Oettinger. Er habe 
von einem Vertrauensvorschuss gesprochen, aber wer bestelle, solle auch bezahlen.  
An Herrn Krämer richtet er, er möge den Kommunen zugestehen, dass auch sie die Förder-
voraussetzungen kennen und über den Förderzeitraum hinweg die Leistungsfähigkeit garan-
tieren müssen. Die Leistungsfähigkeit garantiere eine Gemeinde damit, dass sie nachweisen 
könne, dass sie ihren Schuldendienst tilgen könne, also Tilgung plus Zinsen. Damit erledige 
sich die Fördervoraussetzung, sonst hätte er in Großheubach keine neue Schule, denn er 
habe keine Rücklagen. Auch seien die Kommunen keine Bittsteller, sondern gleichberechtig-
te Partner, die einen wesentlichen Bauteil zur Finanzierung des Kreishaushaltes aufbringen. 
Die Kommunen leisten die Arbeit an der Basis. 
 
Der Begriff der kommunalen Familie, so Kreisrat Schmitt, bedeute für ihn die Aufgabe und 
Pflicht, auch das schwächste Mitglied zu beachten und mitzunehmen. Er sei der Überzeu-
gung, dass es dem Kreis nur dann gut gehe, wenn es allen kommunalen Familienmitgliedern 
ebenfalls gut gehe. In Art. 56 der Landkreisordnung sei unter anderem auch festgeschrieben, 
dass zur Einnahmebeschaffung Kreisumlagen nur in der Höhe erhoben werden können, so-
weit die sonstigen Einnahmen nicht ausreichen. Auch 41% seien für die geplanten Baumaß-
nahmen und auch das Schulbauprogramm ausreichend und man unterstütze dadurch auch 
die kommunale schwache Familie. Auch bei 41% werde der kommunale Zug nicht entglei-
sen. Was ihn persönlich störe, sei die Argumentation von Kreisrat Weber, dass man sich als 
Wohltäter positionieren wolle. Dies möchte er klar und deutlich zurückweisen. Er appelliere 
an die beiden Anträge. Er bitte außerdem darum, wenn man sich in Sachen Kreisumlage mit 
anderen Landkreisen vergleiche, dann bitte auch im Hinblick auf das dahinerstehende Inves-
titionsprogramm. Es gebe darin auch Landkreise, die kommunale Krankenhäuser haben. 
 
Kreisrat Köhler berichtet von seinen Erfahrungen zum kommunalen Haushalt. Viele Kommu-
nen müssen jeden Euro mehrfach herumdrehen. Von daher sei es schwer zu verstehen, 
dass der Landkreis Geld horte mit über 10 Mio. € Rücklage. Wenn man manche Wortmel-
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dungen höre, könne man nicht glauben, dass die Kollegen wissen, dass der Haushalt umla-
gefinanziert sei. Wenn der Landkreis Geld benötigt, hat er es sich in der Vergangenheit im-
mer geholt und werde dies auch in Zukunft tun. Jeder Euro würde den Kommunen helfen. 
 
Kreisrat Schwab fügt hinzu, die Rücklage solle bis 2018 abgeschmolzen werden. Das heiße 
also, man habe in den nächsten drei Jahren weiterhin Millionenbeträge auf der hohen Kante 
liegen. Wieso verzichte man nicht auf die Neuverschuldung oder gebe es den Kommunen 
durch eine Senkung der Kreisumlage zurück. 
 
Es sei interessant, von der anderen Seite zu sehen, wie sich Argumentationen ändern, so 
Kreisrat Fieger, wobei er persönlich in die Diskussionen nie eingegriffen habe. Er finde es 
nicht unseriös, über eine Senkung der Kreisumlage zu sprechen. Wo sonst solle man dar-
über reden und diskutieren und Für und Wider abwägen. Er könne sich auch an Situationen 
erinnern, wo bereits während des Zwischenberichtes des Kämmerers im Jahresverlauf da-
rauf gepocht worden sei, dass die Kreisumlage gesenkt werden müsse. So ändern sich unter 
anderen Voraussetzungen auch die Vorzeichen und die Art und Weise der Argumentation.  
Im Ringen um die kommunale Gemeinschaft sei es wichtig, den Blick nicht zu verlieren, wo 
das Geld herkomme und wo es hingehe. Natürlich habe er das große Schulbauprogramm im 
Auge und dass dieses finanziert werden müsse. Auch habe er im Auge, dass Gemeinden 
Aufgaben zu erledigen haben. In der gegenwärtigen Situation um das Ringen der richtigen 
Höhe wäre die Gelegenheit, sich aufeinander zuzubewegen und nicht fest zu zementieren. 
 
Landrat Scherf erklärt, er verstehe die Gemeinden nicht als Bank und auch das Argument, 
wer bestelle solle bezahlen, halte er für unverschämt. Er zähle jetzt nicht auf, was man mit 
dem Haushalt gemeinsam mache, für die Menschen im Landkreis. Von daher lasse er sich 
nicht provozieren zu sagen, dass man als Kreisrätinnen und Kreisräte und nicht als Bürger-
meister im Gremium sitze. Der Landkreis ist die Gesamtheit seiner Kommunen. Die aktuelle 
Höhe der liquiden Mittel, über die sich beklagt werden, sei die Folge der konsequenten 
Haushaltspolitik, die bisher mitgetragen worden sei. Er halte das auch für richtig und diese 
Mittel seien gestiegen aufgrund des Schulbauprogrammes. Die Grundsatzentscheidung dazu 
sei schon vorher gefallen. Er plädiere für kontinuierliche und solide Weiterarbeit. Faule Kom-
promisse würden hier nicht weiterbringen. 
 
Kreisrat Dr. Kaiser äußert Verständnis für die Bürgermeister. Er wolle aber darauf hinweisen, 
man habe in der Vergangenheit ein Schulbauprogramm von 42,8 Mio. über 14 Haushaltsjah-
re finanziert. Jetzt habe man ein ambitioniertes Bauprogramm, was bis 2019/2020 abge-
schlossen sein soll. Er wolle vermeiden, dass dies eine unendliche Baustelle werde, sondern 
es schnellstmöglich abfinanzieren. 
 
Kreisrat Luxem habe sich bezüglich der Haushaltsberatungen etwas mehr offene Besonnen-
heit gewünscht. Wenn man die Vergangenheit betrachte, gebe es die 10,4 Mio. Euro nicht. 
Sicherlich hätte der Kompromissvorschlag von Kreisrat Fieger einen gewissen Charme und 
eine Symbolik. Er persönlich plädiere dafür, diese Chance dem neuen Kämmerer für den 
Haushalt 2016 zu geben. Denn bei allen Argumenten der Fraktion Neue Mitte und CSU sei 
er dabei, wenn es um Überschüsse und Rücklage gehe. Er sei auch dafür, dass man den 
Beschluss „keine Nettoneuverschuldung“ ernst nehme. Er plädiere also dafür, es dieses Mal 
bei der Kreisumlage dabei zu belassen, aber 2016 im Hinblick auf die Überschüsse zu be-
achten.  
 
Kreisrat Oettinger meldet sich noch einmal zu Wort, 2004 habe die Kreisumlage mit 45,5% 
bei 31 Mio. Euro gelegen, 2015 seien es mit 43% 47 Mio. Euro.  
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Der Kreisausschuss fasst zu den vorliegenden Anträgen folgende 
 
B e s c h l ü s s e : 
 
Der Kreisausschuss lehnt den Antrag der Fraktion der CSU auf Senkung der Kreisum-
lage mehrheitlich mit 7 zu 6 Stimmen ab. 
 
Der Kreisausschuss lehnt den Antrag der Fraktion der Neuen Mitte auf Senkung der 
Kreisumlage mehrheitlich mit 7 zu 6 Stimmen ab. 
 
 
 

3. Antrag der CSU vom 25.01.2015 auf Befristung aller neuen Planstellen: 
 
Zum vorliegenden Antrag der Fraktion der CSU vom 25.01.2015 erläutert Herr Rüth, im Stel-
lenplan des Haushaltes 2015 sind neue Stellen ausgewiesen, deren Bedarf sich aufgrund 
von Aufgabenmehrungen bedingt durch gesetzliche Änderungen (u.a. Betreuungsrecht), 
veränderte Rahmenbedingungen (u.a. Asyl) oder neue Tätigkeitsfelder (u.a. Gesundheitsre-
gion, Sozialplaner) ergeben. Mit ihrem Antrag möchte die CSU-Kreistagsfraktion sicherstel-
len, dass in der Landkreisverwaltung keine unnötigen Stellen aufgebaut werden. Diese Ab-
sicht entspricht   den personalwirtschaftlichen Grundsätzen der Effektivität und Effizienz der 
Landkreisverwaltung. So ist es bereits seit Jahren Praxis, dass Neueinstellungen zunächst  
befristet erfolgen. Die Ausweisung der Planstellen erfolgt jährlich im Stellenplan, der im 
Rahmen der Haushaltsberatungen stets diskutiert und jährlich neu verabschiedet wird. Inso-
weit wird über die Notwendigkeit von Stellen jährlich neu entschieden.  
 
Vorbehaltlich der Zustimmung des Kreistages wird der Bayerische Kommunale Prüfungsver-
band mit der Durchführung eines Organisationsgutachtens beauftragt. 
 
Folgende Module umfasst die Organisationsuntersuchung:  
 

- Aufgabenerhebung 
- Aufgabenkritik – Umfang und Standard der Aufgabenerledigung 
- Stellenbemessung 
- Aufbauorganisation und Verwaltungsgliederung 
- Geschäftsverteilung 
- Ablauforganisation – Geschäftsprozessoptimierung 
- Arbeitsmittel 
- Räumliche Unterbringung 

 
Die Untersuchung kann voraussichtlich im 2. Quartal 2015 beginnen und wird sich voraus-
sichtlich über drei Jahre erstrecken. Für die Untersuchung der einzelnen Abteilungen und 
Sachgebiete werden Teilgutachten erstellt. Seitens der Landkreisverwaltung werden die je-
weils vorliegenden Zwischenergebnisse bei der Erstellung der Stellenpläne 2016, 2017 und 
2018 berücksichtigt. 
 
 
Landrat Scherf fügt hinzu, es sei wichtig, die Stellen von den Personen zu trennen.  
 
Kreisrat Reinhard hat seinen Antrag bereits mit dem vorherigen begründet. Mit dem vorlie-
genden Beschlussvorschlag erklärt er sich einverstanden. 
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Der Kreisausschuss fasst zum vorliegenden Antrag der Fraktion der CSU folgenden 
 
B e s c h l u s s : 
 
Neu geschaffene Planstellen werden grundsätzlich befristet besetzt, bis alle Untersu-
chungsergebnisse aus dem Organisationsgutachten des Bayerischen Kommunalen 
Prüfungsverbandes vorliegen.  
 
 
 
Der Kreisausschuss fasst sodann mehrheitlich mit 7 zu 6 Stimmen den  
 
B e s c h l u s s : 
 
Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag, den Haushaltsplan 2015 unter Zugrunde-
legung einer Kreisumlage von 43% zu verabschieden. 
 
 
 
 
Tagesordnungspunkt 4: 
Anfragen 
 
Kreisrat Schmitt fragt nach der Umsetzung eines Antrages der CSU-Fraktion zum Thema 
Gesamtkonzepterstellung zum Feuerwehrwesen. 
 
Landrat Scherf antwortet, zum einen gebe es den Antrag aus der Sitzung des Kreisaus-
schusses vom 22.09.2014 auf Konzepterstellung zum Katastrophenschutz, zum anderen 
gebe es in diesem Zusammenhang das Einsatzführungskonzept der Feuerwehr.  
Beim Gesamtkonzept zum Katastrophenschutz gebe es den Beirat, dort sei besprochen 
worden, in der nächsten Übung das Krankenhaus und die Notaufnahme mit einzubeziehen. 
Es gebe ein bestehendes Konzept, dies solle im Jahr 2015 mit den Beteiligten am Katastro-
phenschutz im Landkreis Miltenberg nach den einzelnen Bereichen eines möglichen Kata-
strophenfalles durcharbeiten und gegebenenfalls überarbeiten.  
Das andere Thema sei das Führungskonzept der Feuerwehr, aufgetaucht durch die Frage 
nach dem Fahrzeug des Kreisbrandrates. Man habe sich hier zuerst für die Leasingvariante 
entschieden, da das Konzept des Kreisbrandrates über die Führungswagen noch ausstehe. 
Ein großer Zeitdruck liege hier nun nicht vor, komme damit aber wieder in den Kreisaus-
schuss, sollte zeitnah das Konzept zu den Führungswagen vom Kreisbrandrat erstellt wer-
den können. 
 
 
Weitere Anfragen liegen nicht vor. 
 
 
 
 
 
 
 gez.   gez.  
      
      
 Scherf   Wagner  
 Vorsitzender   Schriftführerin  
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